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Verkündet
am 23. Sept. 1955

...-J..5...3.5.35152

.
?

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

des Aäb.ei.ters "' _.‚__

Klägers und Revieionsklägers,

Prozeßbevcllmächtigte:i

gegen

die Landesversicherungsanstalt Schleswig—Holstein in_
Lübeck, Kronsforder Allee 2—6, vertreten durch die
Geschäftsführung, { ‘

‘

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die

—mündliche Verhandlung voml23. September 1955 unter
Mitwirkung des

;Senatspräsidenteh }
_

als Vorsitzenden,

der
Bundesrichter

‚_
“ „_„M

und

sowie der Bundessozialrichter

und ‘

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Schleswig vom 4. Januar 1955 aufge-
hoben; die Sache wird zurierneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Lahdessozialgericht ' zu—

rückverwiesen°
‘ .

Die Kostenantscheidung bleibt dem abschließenden Ur—

teil vorbehalten° '

Von Rechts wegen
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iaic.bsat.a...n.i—
Die Beklagte hatte den Antrag des Klägers auf Gewährung einer

Invalidenrente abgelehnt. Die Berufung des Klägers gegen den Ab—

lehnungsbescheid wurde vom Oberversibherungsamt (OVA.) IWWWW

_zurückgewiesen. Das Urteil ist dem Kläger am 15. April 1953 zu—

gestellt werden° '

Gegen dieses Urteil legte der Kläger mit.einem an das OVA. ge;

richteten Schreiben vom 13.—Mai 1953, das bei diesem am Sonnabend,.

dem 16. Mai 1953, einging, gweitere) Berufung beim Oberverwal—

tungsgericht (0VerwGer.) i ‚.
*

ein. Auf einen Hinweis des

‚0VerwGer.
„»

daß die Berufung verspätet eingelegt—sei, be—

antragte der Kläger gegen die Versäumung der Berufungsfrist Wie—

dereinsetzung in den vorigen Stand° ' '

lDas Landessozialgericht (LSGer.) “ ' “‘3, auf das die Sache

nach Inkrafttreten des Sozialgerichtégesetzes (SGG) gemäß 5 215

Abs° 8 SGG übergegangen war, verwarf die Berufung mit der Begrün—

dung, daß ein Grund zur Wiedereinsetzung in den vorigenj$tand

gegen die Versäumung der Berufungsfrist nach 5 131 EVO nicht ge—
geben sei; die Revision ist nicht zugelassen werden. Das Urteil

wurde dem Kläger am 29° Januar 1955 zugeStellt. '
1

Am 26. Februar 1955 legte der Kläger1gegen das Urteil des L8Ger.

Revision ein, ohne einen ausdrücklichen Revisionsantrag zu stel—

len„ Der Revisionsantrag — Aufhebung des Urteils des LSGer. und

Gewährung der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die
Versäumuhg der Berufungsfrist — wurde am 24. März 1955 gestellt"

Der Kläger hat gerügt, daß das LSGerQ ihm die Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist ver—

sagt habe; er habe sich darauf verlassen dürfen, daß die am 13„

Mai 1953 in 15 ;
zur Post gegebene Berufungsschrift bis

zum Ablauf der Berufungsfrist am 15. Mai 1953 beim OVA. _ } „„„

eingehen werdeo
:

_Enwtschaiidailsssräeie

1.) Die Revision ist zulässig. Wie das BSGer. mehrfach entschie—

den hat‚ ist zwar dem Erfordernis des "bestimmten Antrags"
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der Revision (5 164 Abs. 2 Satz 1 SGG) nicht genügt, wenn
der Revisionskläger innerhalb der Revisionsfrist nur zum
Ausdruck bringt, daß er gegen ein bestimmtes Urteil Revi—

sion einlege (vgl. Urteil vom 24.5.1955 —9 RV 508/54,

Urteil vom8.6.1955 in Entsch. &. BSGer. 1, 3.50, Beschluß
vom 27.6.1955 in Entsch. d. BSGer. 1, 8.47). Nach dieser

Rechtsprechung, der sich der erkennende Senat nunmehr an—
schliéßt, ist im vorliegenden Streitfalle ein "bestimmter

Antrag" nicht innerhalb der Revisionsfrist von einen Monat

beim Bundessozielgericht (BSGer.) eingegangen; er ist
vielmehr erst nach Ablauf der Revisionsfrist des 5 164

Abs. 1 Satz 1 SGG gestellt worden.

Hieraus können jedoch keine Bedenken gegen die Zulässig—
keit der Revision hergeleitet werden, weil dem Kläger für

die Einlegung der Revision die außerordentliche Frist von
einem Jahr nach Zustellung des Urteils (@ 66 Abs. 2 Satz 1
SGG) zur Verfügung stand. Die Rechtsmittelbelehrung des.

‘ lSGer._entspricht nämlich nicht den Erfordernissen des
@ 66 Abs. 1 SGG, weil sie nicht zum Ausdruck bringt, daß

die Revision einen bestimmten Antrag enthalten muß.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgeriohts

(BVerwGer.) zu 5 55 MRVO 165 und 5 21 BVerWGG, die dem
@ 66 Abs. 1 SGG fast wörtlich entsprechen, sind diese Vor—
schriften wegen ihres eindeutigen Wortlauts einer erwei—

‘ternden Auslegung nicht zugängig (vgl. Beschluß vom 2.4.
1954 in MDR. 1954 S. 566 und Beschluß vom 20.9.1954 in MDR.

1955 S. 80; s. auch Beschluß vom 17.9.1954 in Entsch. d.
BVerwGer. Bd. 1 S. 192). Dieser Meinung kann jedoch auch
im Hinblick auf den Wortlaut des Gesetzes bei der Ausle—

gung des @66 Abs. 2 SGGnicht gefolgt werden. "Belehrung
über den Rechtsbehelf" ist, worauf schon in der Entschei-

-dung des BSGer. vom 25.8.1955 (4 RJ 21/54) hingewiesen ist,
mehr als die einfache Mitteilung, daß ein bestimmter Rechts—

behelf gegeben sei und bestimmte einzelne, vom Gesetzgeber

erschöpfend aufgezählte Erfordernisse zu beachten seien.

Die "Belehrung" muß auf das berechtigte Bedürfnis der Be—

_ 4 -
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teiligten Bedacht nehmen, über die für die weitere Rechtsver—

folgung wesentlichen Verfahrensvorschriften in einer auch
dem Laien verständlichen Form unterrichtet zu werden. '

_
Dabei ist die Schwierigkeit zu berücksichtigen, daß die vom

_
Gericht zu erteilende Rechtsmittelbelehrung i.S. des 5 136

Abs. 1 Nr. 7 SGG für alle am Verfahren Beteiligten einheit—

lich abgefaßt wird. Die gleiche Rechtsmittelbelehrung des

LSGer. kann sich an Beteiligte richten, die sich im Revisi—

onsverfahren durch die nach 5 166 Abs. 2 SGG zugelassenen
Prozeßbevollmächtigten vertreten lassen müssen, wie an solche,

die nach @ 166 Abs° 1 SGG nicht dem Vertretungszwang unter—

liegen; sie richtet sich gleichermaßen an Rechtskundige und

an
im Rechtsleben völlig Unerfahrene und muß daher einem

unterschiedlichen Belehrungsbedürfnis Rechnung tragen. Die—

ser Notwendigkeit kann nur durch eine Fassung Genüge gesche—

hen, die verhindert, daß ein Beteiligter infolge Unkenntnis

von Verfahrensvorschriften‘trotz gehöriger Sorgfalt bei der

Prozeßführung einen Rechtsverlust erleidet; die Beteiligten

'sind also auf den richtigen Weg
zur Rechtsverfolgung zu wei—

sen°

„
1

Diese Auslegung des 5 66 Abs. 1 SGGbedeutet nicht, daß die
Belehrung über das Rechtsmittel der Revision Aufschluß über

sämtliche von den Beteiligten zu wahrenden Förmlichkeiten

des Bevisionsverfahrens geben muß° Wenn der Begriff der

"Belehrung über den RéChtsbehelf" in dieser umfassenden Be—
deutung verstanden würde, dann wäre nicht beachtet, daß

Prozeßhandlungen vor dem BSGer. nur von Vertretern der quali—

fizierten Beteiligten 1.8. des 5 166 Abs. 1 SGG (Behörden

sowie Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts)

‘oder den zugelassenen Prozeßbevollmächtigten i.S. des 5 166

Abs. 2 SGG vorgenommen werden können. Bei ihnen kann weit—

gehend vorausgesetzt werden, daß sie - sobald sie mit der
\ Uache befaßt sind — das Anliegen der Partei auch ohne Be—

lehrung über alle Einzelheiten des Revisionsverfahrens sach—

gemäß vertreten. 1

1
_ 5 _
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_Es ist auch dem Umstand Rechnung zu tragen, daß der rechts—

unkundige Beteiligte, der dem Vertretuhgszwang des 5 166

Abs. 2 SGG unterworfen ist, durch eine für seine Entschlies—

sung entbehrliohe Belehrung über Förmlichkeiten des Revisi—

onsverfahrens von dem abgelenkt werden kann, was für ihn

Wesentlichist. Zuausführliche undumständlicheRechtsmit—
telbelehrungen liegen nicht im Interesse der Rechtsuchenden,

die dadurch leicht verwirrt werden (vgl. auch BVerwGer. Bd. 1

3. 192—193).

Indessen erfordert die_Weisung des rechten Weges einen Hin—

weis darauf, welche "ersten Schritte" ein Beteiligter zur

Durchführung der Revision unternehmen muß, d.h. er muß der—

über unterrichtet Werden, daß die Revision wirksam nur durch

zugelassene ?rozeßbevollmächtigte innerhalb einer bestimmten

Frist eingelegt werden kann (so Urteil des BSGer. vom 25.8.

1955 — 4 RJ 21/54). Dieser Hinweis.wird ihn veranlassen, sich

rechtzeitig an einen Verband, einen Rechtsanwalt oder Verwaltungs-

■hhtsrat um Rat zu wenden, ob und gegebenenfalls in welchem
Ümfené das Urteil des LSGer. mit der Revision anzufechten

ist. — Sodann erscheint es erforderlich. daß die Rechtsmit—

telbelehrung — auch für die Prozeßbevollmächtigten bestimmt —
auf die.grundlegenden Besonderheiten des Revisionsverfehrens

vor dem BSGer. hinweist, soweit ihre Kenntnis nicht allge-

mein vorausgesetzt werden kann und ihre Nichtbeachtung den

Beteiligten zum Nachteil gereichen würde. So ist der "bestimm-
,

te Antrag", der nach 5 164 Abs. 2 Satz 1 SGG schon innerhalb

der Revisionsfriet gestellt werden muß, ein spezifisches

Erfordernis des Revisionsverfehréns
vor dem BSGer. Diese

'Vorschrift weicht von der Regelung in der ZPO ab mit der

Folge, daß Beteiligte und Prozeßbevollmächtigte in Unkennt—‘
nis dieser Abweichung, wie die Praxis zeigt, häufig den

"bestimmten Antrag" nicht fristgerecht stellen. Auch von dem
allgemeinen verwältungsgerichtlichen Verfahren unterscheidet
sich das Revisionsverfehren vor dem B8Ger. in dieser Hinsicht,

‘denn die vom BVerwGer. (vgl. Entsch. d. Großen Senats vom

8.11.1954in Entsch. d. BVerwGer.Bd. 1 s. 222) dem5 57 Abs.“
2 Satz 1 BVerwGG. gegebene weite Auslegung ist nach der oben

..6...
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angeführten‚nunmehr schon ständigen Rechtsprechung des BSGer„

auf die dem Wortlaut nach übereinstimmende Vorschrift‘des @

164 Abs. 2 Satz 1 SGG nicht übertragbar.-Stellt demnach das

Erfordernis eines noch innerhalb der Revisionsfrist näher

-formulierten "bestimmten Antrags" eine wesentliche Besonder—

heit gegenüber dem Verfahren vor den allgemeinen Verwaltungs—

gerichten und den ordentlichen Gerichten dar, so entspricht

es der Billigkeit und dem Sinn einer zweckentsprechenden

Rebhtsmittelbelehrung, die Beteiligten auf diese verfahrens—

rechtliche Besonderheit hinzuweisen. Deshalb darf die Rechte—

mittelbelehrung des LSGer‚ nicht auf den Hinweis verzichten,

daß die Revision einen bestimmten Antrag enthalten muß. Da

dieser Hinweis in der Rechtsmittelbelehrung des LSGer. fehlt,

ist die Revision gemäß 5 66 Abs. 2 SGG noch rechtzeitig ein—

gelegt° ‘ "

Da das LSGer. die Revision‘nicht zugelassen hat, bedarf es der

Prüfung, Ob ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt ist
(@ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG). Unter diesem Gesichtspunkt hat der

Kläger geltend gemacht, daß er sich darauf habe verlassen dür—

fen, daß die am 13. Mai 1953 in „-, zur Post gegebene

Berufungsschrift rechtzeitig bis zum 15. Mai 1953 beim OVA.

Schleswig eingehen würde; das Berufungsgericht habe ihm dem—

nach zu Unrecht die Wiederéinsetzung in den vorigen Stand ge—

gen die Versäumung der Berufungsfrist nach 5 67 Abs. 1 SGG

versagt°

Die Zulässigkeit der Berufung ist eine Voraussetzung, von der

das gesamte weitere Verfahren nach Einlegung der Berufung?

also auch das Verfahren der Revisionsinstanz in seiner Rechts-

wirksamkeit abhängt. Sie ist deshalb grundsätzlich auch vom

Revisionsgericht von Amts wegen zu*prüfen einschließlich der

Frage, ob die Voraussetzungen für die Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist gegeben

waren (vgl. RGZ. Bd. 159 S. 85, BGH. Bd. 6 S. 369). Wenn je—
doch die Statthaftigkeit der Revision gerade daraus hergelei—

tet werden soll, daß das Berufungsgericht die Zulässigkeit der

Berufung unrichtig beurteilt hat, so muß dieser Verstoß in der

für Verfahrensmängel vorgeschriebenen Form (5 164 Abs. 2 Satz2
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SSG) gerügt werden (vgl. BGH. in Lindenmaier—Möhring, Nach—

schlagewerk des BGH, Nr. 4 zu 5 554 ZPO; OGH. f.d. Brit.

Zone in OGHZ. Bd. 3 S. 103; BVerwGer. in Entsch. d. BVerwGer.

Bd- 1 S. 29).

Bedenken, Ob der Verfahrensmangel im vorliegenden Fall in der

richtigen Form gerügt ist (5 164 Abs. 2 Satz 2 SGG), könnten
daraus hergeleitet werden, daß "die verletzte Rechtsnorm" in

der Revisionsbegründung jedenfalls nicht ausdrücklich ange—

geben ist. Zweck der Rügepflicht ist die Entlastung des Revi—

sicnsgerichts. Das Revisionsgericht soll davon freigestellt_

sein, das gesamte Berufungsverfahren auf das Vorhandensein

von Mängeln zu überprüfen; es soll in Ansehung von Verfah—

rensmängeln grundsätzlich auf die Nachprüfung des vom Revi—

sionskläger vorgetragenen Prozeßstoffs beschränkt sein. Hier—

aus folgt jedoch nicht, daß die verletzte Rechtsnorm ausdrück—4

lich angegeben sein muß. Dem Zweck der Rügepflicht ist viel—

mehr genügt, wenn sich aus der Angabe der nach @ 164 Abs. 2

Satz 2 SGG bezeichneten Tatsachen oder der sonstigen Kenn-

zeichnung des Rechtsstoffs für das Revisionsgericht ohne
weiteres ergibt, welche Rechtsnorm der Revisionskläger als

verletzt angesehen wissen will (vgl. RG in JW 1936 S. 511

'und die dort zitierten Entscheidungen; BVerwGer. in Entsch.

d. BVerwGer.Bd. 1 s. 29 (51); Stein-Jonas-Schönke}ZPO,
18. Aufl., Anm. III A 2 zu 5 554). Demnachist im vorliegen—
den Streitfall die verletzte Rechtsnorm mit genügender Be—

stimmtheit dadurch gekennzeichnet, daß die die Zulässigkeit

der Berufung begründenden Tatsachen bezeibhnet sind und in
der Fassung des Revisionsantrags das Wiedereinsetzungsbe—

gehren zum Ausdruck gekommen ist.

Die Revision ist begründet.

Wie das B3Ger. bereits entschieden hat (vgl. Urteil vom 24.5.

1955 in Rutsch. d. BSGer. Bd. 1 S. 44), ist für die Wieder—
einsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung einer

gesetzlichen Verfahrensfrist grundsätzlich das Verfahrens—

‚recht anzuwenden, das im Zeitpunkt des Ablaufs der Verfah-

rensfrist und des Wegfalls des Hindernisses gegolten hat.
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Demgemäß mußte in dem vom 9. Senat entschiedenen Fall, in

dem über eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen

die Versäumung der Frist zur Einlegung des Rekurses beim

Bayerischen Landesversicherungssmt zu entscheiden war,
5 131 EVO zur Anwendung kommen. Im vorliegenden Fall ist

ein Wiedereinsetzungssechverhalt zu beurteilen, der die

Versäumung der Frist zur Einlegung der (weiteren) Berufung
beim 0VerwGer. Lüneburg zum Gegenstand hat. Die Streit—

frege, ob die Spruchbehörden der BVG nach Inkrafttreten

der MRVO 165 und des Grundgesetzes besondere Verwaltungs—

gerichte gewesen sind und demnach gegen die Entscheidung

eines OVA. (weitere) Berufung zum
0VerwGer. gegeben war,

kann hier dahingestéllt bleiben. Jedenfalls gelten für die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung

der schon vor dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes

“abgelaufenen Berufungsfrist die Vorschriften der MRVO 165,

wenn ein Beteiligter die Entscheidung eines OVA. entspre—

chend der Von diesem erteilten Reohtsmittelbelehrung nach

@@27 Buchst. o‚83 MRVO165 mit der (weiteren) Berufung

beim OVerwGer‚ angefochtén hat (vgl. Urteil d. B8Ger. v.
23.9„1955 — 5 RJ 74/55). Somit hat das LSGer. 5—131svo
zu Unrecht angewendet; es kommt ä136 MRVO 165 zur Anwen—
dung, der die Möglichkeit einer

— der Wiedereinsetzung

in denvorigen Standvergleichbaren
- "Nschsicht" vorsieht.

Der Kläger konnte nach der angeführten Vorschrift "Nach—'

sicht" erwarten, wenn er ohne eigenes Verschulden verhin—

dort war, die Berufungsfrist einzuhalten. Ein Verschulden
liegt vor, wenn ein Beteiligter diejenige Sorgfalt außer

acht läßt, die einem gewissenhaften Prozeßführenden nach

den gesamten Umständen zuzumuten ist. Diese Sorgfälts—
pflicht ist nicht verletzt, wenn ein Beteiligter die ihm

gesetzlich zugebilligte Frist zur Einlegung des Rechts—

mittels voll ausnutzt; er hat das Recht, auch noch am

letzten Tage der Berufungsfrist die Berufung einzulegen

_ 9 _
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(vgl. BGHZ. Bd. 2.8. 31; BGHZ. Bd. 9 5. 118). Wie der

BGH. zu @233 ZPO, der strenger als @36 hRVO 165 als
Wiedereinsetzungsgrund Verhinderung "durch Näturereig—

nisse oder andere unabwehdbare Zufälle" erfordert, über—

zeugend ausgeführt.hat‚ sind die Maßnahmen, die ein Be—

teiligter zur Gewährleistung des rechtzeitigén Eingangs

der Rechtsmittelschrift bei Gericht zu treffen hat, nach
_vernünftigen Überlegungen und den Zeitverhältnissen an—

gemessenen Berechnungen zu bestimmen (BGHZ. Bd. 9 S. 118 =
NJW 1953 S. 824, vgl. auch'Lindenmaier—Möhring, Nachschla—

gewerk d. BGH. Nr. 20 zu 5 233 ZPO). In Zeiten störungs— '

freien und im allgemeinen pünktlichen Postverkehrs darf

sich ein Beteiligter grundsätzlich darauf verlassen, daß

die Post zuverlässig arbeitet. Er braucht nicht damit zu
rechnen, daß ein von ihm abgesandter einfacher Brief mit

einer den gegebenen Umständen nach außergewöhnlichen Ver—

zögerung beim Gericht_eingehen wird. Die Anforderungen

an die von dem Beteiligten zu übende Sorgfalt würden in

einer dem Zweck des Verfahrens nicht entsprechenden

Weise überspannt werden, wenn ihm zugemutet würde, für

die Beförderung der Berufungsschrift zu der normalen

Beförderungszeit noch eine Sicherheits3panne hinzuzu—
rechnen. Deshalb hat das L3Ger. sich zu Unrecht damit

begnügt, die Richtigkeit der Behauptung des Klägers

zu unterstellen, er habe die Berufungsschrift bereits
zwei-Tage vor Ablauf der Berufungsfrist abgesandt.

iese Behauptung ist wesentlich und bedarf der Nach—
prüfung; denn wenn der Kläger die Berufungsschrift schon

zwei Tage vor Ablauf der Berufungsfrist zur Post gege—
ben haben sollte, so wäre der wider Erwarten verspätete

Eingang beim Berufungsgericht_nicht von ihm verschuldet,

so daß ihm "Nachsicht" hätte gewährt werden müssen.

Ba die Entscheidung somit eine weitere Aufklärung des
Sachverhalts erfordert, war das angefochtene Urteil
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aufzuheben und die-Sache zur ernäuten Verhandlung und Ent—

scheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen (@ 170‘Abs° 2

SGG)„
i
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